
Freie und Hansestadt Hamburg   
 

1 
 

 

 
 
Leitfaden 
Brandschutz im Industriebau im Rahmen von BImSchG-Verfahren 
 

1. Vorwort, Einführung – Zielrichtung  
Dieser Leitfaden soll eine Hilfestellung für Antragsteller und Ingenieurbüros zur Verdeutlichung der 
Anforderungen an den vorbeugenden Brandschutz in Genehmigungsverfahren nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz leisten. Er ordnet zum einen die Belange des vorbeugenden Brandschutzes im 
immissionsschutzrechtlichen Verfahren kurz ein und erläutert darüber hinaus die relevanten 
Rechtsgrundlagen und die Hierarchie der anzuwendenden Normen. 

2. Rechtliche Grundlagen BImSchG-Verfahren 
 Das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) und die Verordnung über das Genehmigungs-
verfahren (9. BImSchV) regeln gesetzlich den Ablauf eines immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahrens einschließlich der Erteilung von Teil- und Änderungsgenehmigungen und 
Vorbescheiden sowie der Zulassung des vorzeitigen Beginns. 
Zuständige Behörde für die Durchführung von immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren 
ist grundsätzlich die Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft (BUKEA).  

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung schließt grundsätzlich andere, die Anlage betreffende, 
behördliche Entscheidungen ein (§ 13 BImSchG).  

2.1 Verfahrensmanagement BUKEA, Rollenverständnis (u.a. Bezirk, Feuerwehr, Oberste 
Bauaufsicht) 

Folgende Verfahrensarten sind im Bundes-Immissionsschutzgesetz geregelt: 

• Das förmliche Genehmigungsverfahren (§ 10 BImSchG): 
Für „G“-Anlagen (Kennzeichnung der Anlage gemäß Anhang 1 der 4. BImSchV) ist ein förmliches 
Genehmigungsverfahren durchzuführen, d.h. immer unter Beteiligung der Öffentlichkeit. 
Einwendungen können in einem Erörterungstermin1 behandelt werden und fließen in die 
Entscheidung der Genehmigungsbehörde ein. 

• Das förmliche Genehmigungsverfahren mit Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP): 

Für Anlagen, die im Anhang 1 der 4. BImSchV genannt sind und für die eine UVP  
erforderlich ist, d.h. die mit einem X gekennzeichnet sind (Anlage 1 des UVPG) bzw. für die bei einer 
Vorprüfung bei „S“- oder „A“-Anlagen im Einzelfall eine UVP-Pflicht festgestellt wird, ist ein förmliches 
Genehmigungsverfahren mit UVP durchzuführen. 

 
1 Nach Ablauf der Einwendungsfrist liegt gemäß dem Wortlaut von § 10 Abs. 6 BImSchG die Durchführung eines 
Erörterungstermins  
   immer im Ermessen („kann erörtern“) der Behörde.   
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• Ein Genehmigungsverfahren für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren 
Energien (§ 10 Abs. 5a BImSchG) über eine einheitliche Stelle, die auch alle für das 
Vorhaben erforderlichen Zulassungsverfahren koordiniert. 

Dies gilt für Anlagen, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2018/2001 vom 11.12.2018 zur 
Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen fallen. Es bedarf hierzu eines 
gesonderten Antrags. 

• Das vereinfachte Genehmigungsverfahren (§ 19 BImSchG): 
Für „V“-Anlagen, für die keine UVP erforderlich ist und die nicht in den Anwendungsbereich der 
12. BImSchV fallen, sind vereinfachte Genehmigungsverfahren (ohne Beteiligung der Öffentlichkeit) 
durchzuführen.  
Auf Antrag können „V“-Anlagen auch mit Öffentlichkeitsbeteiligung genehmigt werden. 

Die Konzentrationswirkung des Genehmigungsverfahrens erstreckt sich auf die Durchführung des 
Genehmigungsverfahrens und endet mit Erteilung der Genehmigung. Nach der Erteilung der 
Genehmigung sind die „verdrängten Behörden“ zur Überwachung ihrer Auflagen und zum Erlass 
nachträglicher Anordnungen aufgrund ihres Fachrechts zuständig.  

2.2 Hinweis Antragskonferenz zur Klärung von Fragestellungen 
Viele Verfahren verzögern sich durch zeitraubende Rückfragen und Nachforderungen von Unterlagen 
nach der Antragstellung. Daher ist im BImSchG die Möglichkeit angelegt, dem Antragsteller ein 
Beratungsgespräch (§ 2 Abs. 2 der 9. BImSchV) anzubieten. Ziel der Beratung ist es, den Antragsteller 
in die Lage zu versetzen, einen möglichst vollständigen, prüffähigen Antrag vorzulegen. Die Art und 
Weise der Beratung ist vom Informationsstand des Antragstellers und der Komplexität 
einzubeziehender dritter Stellen in das Genehmigungsverfahren abhängig. Bei bedeutsamen 
Verfahren, wegen fachlicher Erfordernisse oder auf Wunsch des Antragstellers sollen zu der Beratung 
Vertreter anderer Behörden und Dienststellen (z.B. Bauaufsichtsbehörden, Amt für Arbeitsschutz, 
Feuerwehr) im Regelfall hinzugezogen werden. Im Rahmen der Antragsberatung kann von der 
Verfahrensleitung der Kontakt z.B. für die Erstellung von besonderen Gutachten zu den 
entsprechenden Behörden/Dienststellen hergestellt werden (z.B. Lärmschutzfragen, 
Naturschutzfragen etc.). 

Die Antragsberatung der Verfahrensleitung beinhaltet im Wesentlichen folgende Themen: 

• Ansprechpartner in den Behörden, 

• Art und rechtlicher Rahmen des Genehmigungsverfahrens, 

• Darstellung der Vorteile und Nachteile möglicher Verfahrensarten, 

• Zeitrahmen des Genehmigungsverfahrens, soweit einschätzbar, 

• Ggf. Vorbereitung der UVP-Vorprüfung im Einzelfall, 

• Hinzuziehung anderer Behörden und sonstiger Stellen zu speziellen Themen. 

2.3 Beratung in Bezug auf den vorbeugenden Brandschutz 

Mit den Dienststellen, die für die Beurteilung des Brandschutzes zuständig sind (Bauaufsichtsbehörde, 
Feuerwehr und Oberste Bauaufsicht), wurde folgende Verfahrensweise bei Beratungsbedarf 
vereinbart: 
Wird die Feuerwehr zu einer Vorantragsberatung eingeladen, wird grundsätzlich der Fachbereich 
Hafen & Industrie der Feuerwehr (BIS/F04) als Vertretung der Feuerwehr teilnehmen. Sofern hierbei 
Fragen zum Brandschutz zu klären sind, die den Rahmen der gesetzlich vorgeschriebenen 
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Beratungspflicht nach § 2 Abs. 2 der 9. BImSchV übersteigen, muss der Vorhabenträger diese, durch 
z. B. Brandschutzkonzepte bzw. objektbezogene brandschutzgutachterliche Beratungsleistungen, bei 
einem privaten Brandschutzgutachter beauftragen. 
Um den Antragsteller für brandschutzrechtliche Belange zu sensibilisieren, können für Fragen zum 
vorbeugenden baulichen Brandschutz auch die bezirkliche Bauaufsichtsbehörde und Oberste 
Bauaufsicht (BSW/ABH21) als fachvorgesetzte Dienststelle zur Antragsberatung bzw. in der Phase der 
Entwurfsplanung hinzugezogen werden. So können bspw. komplexe Industriegebäude, die 
abweichend von der Muster-Industriebaurichtlinie (MIndBauRL) beantragt werden sollen, bereits in 
der Phase der Entwurfsplanung einmal in der jeweils wöchentlich stattfindenden Sitzung der 
Brandschutzkommission (daran nehmen Vertreter der bezirklichen Bauaufsichtsbehörden sowie 
Vertreter der Feuerwehr unter dem Vorsitz der Obersten Bauaufsicht teil) vorgestellt und beraten 
werden. 

3. Schutzziele des Brandschutzes 
Bei der Planung von Gebäuden und baulichen Anlagen sind nach Hamburgischer Bauordnung (HBauO) 
Brandschutzmaßnahmen im Sinne des vorbeugenden und des abwehrenden Brandschutzes 
vorzusehen, um den Schutz der baulichen Anlage, der Bewohnenden und Benutzenden sowie den 
Schutz der Umgebung (Nachbarn) vor Brandgefahr und Brandschäden sicherzustellen. 

Die Beachtung der allgemeinen Grundsätze und Schutzziele des vorbeugenden Brandschutzes gemäß 
§§ 3 und 14 HBauO gewährleisten im Brandfall, dass die Entstehung und Ausbreitung von Feuer und 
Rauch verhindert bzw. begrenzt werden, dass Personen sich möglichst über Rettungswege 
selbstständig retten können und dass die Feuerwehreinsatzkräfte verbliebene Personen retten und 
wirksame Löschmaßnahmen durchführen können. Neben baulichen Anforderungen an die Lage der 
baulichen Anlage, die Beschaffenheit der Bauteile, die Rettungswegführung und die Zugänglichkeit für 
die Feuerwehr sind ggf. auch Anforderungen an anlagentechnische und betriebliche Maßnahmen 
nachzuweisen. Es gilt, die Schutzziele des Brandschutzes nicht nur bei Beantragung und Errichtung der 
baulichen Anlage zu erfüllen, sondern die mit dem Baugenehmigungsbescheid genehmigten 
Brandschutzmaßnahmen sind für die gesamte Standdauer der baulichen Anlage ordnungsgemäß und 
funktionsfähig vorzuhalten (z. B. dauerhafte Funktionsfähigkeit von Rauchabzugsanlagen).  

4. Maßgebliche Regelwerke zum Brandschutz in Industriebauten 
Die HBauO gibt für Standardgebäude (z.B. Wohnungsbauten) ein klar geregeltes Konzept aus baulichen 
Brandschutzanforderungen vor. Das passt in der Regel nicht zu komplexen Industriegebäuden, da diese 
regelhaft großflächige Räume bzw. andere Risiken aufweisen. Außer der Hamburgischen Bauordnung 
kann für die Errichtung und Änderung von Industriebauten auch die sog. Muster-Industriebau-
Richtlinie (MIndBauRL) herangezogen werden. Bei Industriebauten handelt es sich in der Regel um 
Sonderbauten gemäß § 2 Abs. 4 HBauO, an die besondere Anforderungen, insbesondere zum 
Brandschutz, gestellt werden können. Mit der MIndBauRL ist eine einheitliche Grundlage zur Planung 
und Beurteilung von Industrieanlagen geschaffen worden. Sie sieht ein in sich geschlossenes, 
differenziertes Regelungssystem vor mit Mindestanforderungen an Baustoffe und Bauteile, Größe von 
Brandabschnitten, Anordnung und Länge von Rettungswegen sowie ggf. sicherheitstechnische 
Brandschutzanlagen. Im Rahmen der Mindestanforderungen ist in der MIndBauRL das Vorhandensein 
von ABC-Gefahrstoffen in größeren Mengen nicht vorgesehen. Bei der Planung von Industriebauten 
mit ABC-Gefahrstoffen sind die daraus resultierenden erhöhten Gefahrenpotentiale gesondert zu 
berücksichtigen (siehe Punkt 4.3).   
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4.1 Entscheidung für eine brandschutztechnische Beurteilungsgrundlage 

Die MIndBauRL ist in Hamburg als Technische Baubestimmung eingeführt worden. Aufgrund dieser 
besonderen Rechtsnatur muss sich der Bauherr zu Anfang des Planungsprozesses aktiv entscheiden, 
ob der Industriebau nach den brandschutztechnischen Vorschriften der HBauO oder alternativ nach 
den konkretisierenden Regeln der MIndBauRl geplant werden soll. Eine „Vermischung” der jeweiligen 
Brandschutzanforderungen aus beiden Regelwerken ist nicht zulässig. D.h. wenn ein Bauherr die 
MIndBauRL als Planungs- und Beurteilungsgrundlage wählt, so sind die Anforderungen der Richtlinie 
vollumfänglich zu beachten und umzusetzen. 

Da die HBauO als Gesetz in der Normenhierarchie über der Technischen Baubestimmung MIndbauRL 
steht, sind im Brandschutzkonzept, das auf der MIndBauRL basiert, Abweichungen von den 
Vorschriften der HBauO zu benennen, die zu beantragen sind, die jedoch regelhaft mit Bezug auf die 
MIndBauRL akzeptiert werden. Liegen darüber hinaus abweichende Ausführungen zur MIndBauRL vor, 
so sind vom Brandschutzgutachter Kompensationsmaßnahmen zu planen, um das in der MIndBauRL 
definierte Schutzziel auf anderem Weg zu erreichen.  

4.2 Nachweismethoden der MIndBauRL 

Der Bauherr hat bei der Anwendung der MIndBauRL die freie Wahl zwischen 3 unterschiedlichen 
Brandschutz-Nachweismethoden für sein Vorhaben. Im Folgenden werden kurz die Unterschiede 
zwischen den Varianten bzw. deren Vorteile erläutert: 

1. Tabellenverfahren als Standardvariante nach Abschnitt 6 MIndBauRL – die Größe des zulässigen 
Brandabschnitts wird in Abhängigkeit von der Feuerwiderstandsfähigkeit der tragenden und 
aussteifenden Bauteile, der Geschossigkeit und der vorzuhaltenden sicherheitstechnischen 
Infrastruktur ermittelt. Es handelt sich hierbei um einen einfachen Pauschalnachweis ohne 
Brandlastermittlung, der für zukünftige Entwicklungen des Betriebes oder Umnutzungen des 
Gebäudes Spielräume bereithält, da die zugrunde liegenden Bemessungswerte  von einer 
robusten Tragkonstruktion des Gebäudes ausgehen.  

2. Rechenverfahren (z. B. nach DIN 18230-1) nach Abschnitt 7 der MIndBauRL – bei diesem 
Verfahren wird vorhabenspezifisch anhand der konkreten Brandlasten im Gebäude (Bauteile 
sowie Produktionsmittel und Lagergüter) die rechnerisch erforderliche Feuerwiderstandsdauer 
der Tragkonstruktion sowie die zulässige Brandabschnittsgröße ermittelt. Die insoweit individuell 
festgelegte zulässige Brandbelastung ist für die Bau- und Betriebsgenehmigung eine bedeutende 
Grundlage, da Überschreitungen dieser Werte zu einem neuen Genehmigungsverfahren bzw. zu 
weitergehenden Brandschutzmaßnahmen führen können. Nutzungsänderungen erfordern in der 
Regel eine Neubewertung mit neuer Brandlastermittlung. Das Rechenverfahren eignet sich 
deshalb insbesondere für Industriebauten, deren Nutzung und Betriebsabläufe sich absehbar in 
den nächsten Jahren nicht verändern wird. 

3. anerkannte Methoden des Brandschutzingenieurwesens nach MIndBauRl, Anhang 1 i.V. mit DIN 
18009-1 – bei dieser Möglichkeit der Nachweisführung werden mit computergestützten 
Brandsimulationen, insbesondere unter Verwendung der Wärmebilanztheorien, Brandszenarien 
ermittelt und berechnet, um Aussagen hinsichtlich der Standsicherheit der Tragkonstruktion bzw. 
der zulässigen Größe von Brandabschnitten zu treffen können. Mit ihnen können auch alternative 
Entrauchungskonzepte abweichend von den Festlegungen in Abschnitt 5.7 MIndBauRL 
nachgewiesen werden. 
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4.3 Rechtsvorschriften für besondere Industriebauten 

Werden im Industriebau Gefahrstoffe in relevanten Mengen verarbeitet oder gelagert, so ist 
insbesondere dem erhöhten Gefahrenpotential durch geeignete Maßnahmen zu begegnen. Hierzu 
können z.B. weitergehende Technische Regeln als Stand der Technik herangezogen werden. Hier sei 
insbesondere auf die Technischen Regeln für Gefahrstoffe (TRGS), Technische Regeln für 
Betriebssicherheit (TRBS) und Technische Regeln für biologische Arbeitsstoffe (TRBA) verwiesen.  
Abweichend hierzu können auch alternative Kompensationsmaßnahmen aufgeführt werden, welche 
dem Stand der Technik gleichwertig sind.  Weitere Anforderungen an den Brandschutz können sich 
aus einer erhöhten Brandlast von Kunststoffen ergeben. Hier ist insbesondere die Muster-
Kunststofflager-Richtlinie (MKLR) zu beachten, die als Technische Baubestimmung verbindlich 
eingeführt ist.  
Aus den Prüfergebnissen weiterer beteiligter Behörden können sich aus den zugrundeliegenden 
Rechtsvorschriften, auch in Hinsicht auf den Brandschutz, weitere Anforderungen ergeben. Hierzu 
zählen unter anderen die Gefahrstoffverordnung (GefStoffV), das Strahlenschutzgesetz (StrlSchG) und 
das Sprengstoffgesetz (SprengG). 

Diese Vorschriften stellen in der Regel höhere Anforderungen zur Gewährleistung der Sicherheit und 
des Gesundheitsschutzes, so dass sich daraus strengere Anforderungen an Bauteilqualitäten, 
Mindestabstände, Abschottungen und Rettungswege etc. ergeben können.  

Je nach Art und Ausprägung des Industriebauvorhabens sind weitere Vorschriften maßgebend. Für die 
speziellen Brandrisiken in Kraftwerken kann die VGB-Richtline R108: „Brandschutz in Kraftwerken“ 
bzw. für Lagergebäude mit Sachgutlagern über 9 Metern Höhe kann die Richtlinie VDI 3564-1: 
„Brandschutz in Hochregalanlagen“ herangezogen werden. Eine „Vermischung” der jeweiligen 
Brandschutzanforderungen aus beiden Regelwerken ist nicht zulässig. 

5. Erstellung des Brandschutznachweises  
In der Regel zieht der Bauherr bei der Beantragung von komplexen Vorhaben neben dem 
Entwurfsverfasser einen Fachplaner Brandschutz hinzu. Der Fachplaner Brandschutz übernimmt das 
Erstellen des Brandschutznachweises, in dem nachvollziehbar in Text und Brandschutzplänen das 
Zusammenspiel der brandschutztechnischen Maßnahmen darzustellen ist, die zur Erfüllung der 
brandschutztechnischen Schutzziele erforderlich sind. 

Je komplexer und spezieller ein Industriebauvorhaben sich aufgrund der Art und Ausprägung gestaltet, 
ist es sinnvoll, dass der Bauherr einen Fachplaner Brandschutz beauftragt, der mit den verschiedenen 
brandschutztechnischen Nachweismethoden der MIndBauRL vertraut ist und bestenfalls schon die 
Planung von entsprechenden Industriebauvorhaben (Chemische Industrie, Tanklager, Kraftwerke, o.ä.) 
begleitet hat. Fachkompetent erarbeitete Bauvorlagen beschleunigen in der Regel den 
Genehmigungsprozess. 

5.1 Erforderliche Inhalte des Brandschutznachweise 
In § 11 Bauvorlageverordnung (BauVorlVO) werden alle zu erarbeitenden Bauvorlagen aufgeführt, die 
für den Brandschutznachweis zu erstellen sind, darunter textliche Ausführungen sowie 
Planunterlagen. Die geplanten Brandschutzmaßnahmen sind umfassend zu beschreiben und zu 
bewerten. Die maßgeblichen brandschutzrechtlichen Vorschriften sind mit der objektspezifischen 
Planung abzugleichen (Soll/Ist-Abgleich), so dass nachvollziehbar der Erreichungsgrad der gesetzlichen 
Vorschriften zum vorbeugenden und anlagentechnischen Brandschutz aufgezeigt wird. Etwaige 
Abweichungen von gesetzlichen Vorgaben sind mit geeigneten Kompensationsmaßnahmen im 
Brandschutznachweis aufzuführen. 
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Bei Bauanträgen zur (teilweisen) Änderung von Bestandsgebäuden, zur Errichtung von An- bzw. 
Umbauten oder zu Erweiterungen der bestehenden Nutzung ist das brandschutztechnische Gesamt-
konzept im Blick zu behalten. Ggf. müssen im Rahmen der Antragsprüfung bei Bestandsgebäuden 
vorhandene Genehmigungen inkl.  genehmigter Brandschutzpläne zur Verfügung gestellt werden, um 
beurteilen zu können, ob das Vorhaben Auswirkungen auf das restliche Bestandsgebäude hat. Dies 
betrifft insbesondere die Führung der Rettungswege sowie die Aufteilung in Brandabschnitte 
/Nutzungseinheiten/Teilnutzungseinheiten. 

5.2 Erarbeitung Brandschutzpläne 

Es wird empfohlen, bei Erstellung des Brandschutznachweises die Vorgaben des Bauprüfdienstes 
5/2016 „Erstellung und Prüfung von Brandschutznachweisen“ (BPD Brandschutznachweise) zu 
berücksichtigen (siehe Link: bpd-5-2016-brandschutznachweise-data.pdf). 
Bei komplexeren Vorhaben sind separate, maßstabsgetreue Brandschutzpläne (Grundrisse, Schnitte 
und ggf. Ansichten) zu erarbeiten. Für die Prüfung des Brandschutznachweises im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens ist es für die zu beteiligenden Dienststellen hilfreich, wenn das 
Brandschutzkonzept sowie die einzelnen Brandschutzpläne als jeweils eigene pdf.Datei zur Verfügung 
gestellt werden (im Kapitel 12.4 der Antragsunterlagen), insbesondere hilft eine zweckmäßige 
Benennung der Datei weiter (z.B. BSN-Grundriss EG_Datum, BSN-Grundriss 1.OG_Datum etc.). Wenn 
der Textteil des Brandschutznachweises überarbeitet werden muss, so sind die Überarbeitungen 
farblich kenntlich zu machen, um den Prüfprozess zu beschleunigen (d.h. Textstellen, die geändert 
werden, sind farblich zu markieren und durchzustreichen (so, dass sie noch gut erkennbar bleiben) und 
neue Textstellen sind farblich hervorzuheben.  

Vom Entwurfsverfasser ist darauf zu achten, dass Architektenpläne und separate Brandschutzpläne 
fortwährend abgeglichen werden und auch bei Nachforderungen einander entsprechen. In den 
Architektenplänen sind keine Brandschutzanforderungen an die Bauteile anzugeben. 
Zur digitalen Prüfung der Bauvorlagen sind die Brandschutzpläne digital korrekt bemaßt und als 
Vektorgrafik einzureichen. 

5.3 Belange Feuerwehr  

Die Zugänglichkeit der Feuerwehr zu einzelnen Brandabschnitten des Betriebsgrundstücks ist textlich 
im Brandschutznachweis und zeichnerisch im Lageplan (M 1:500) nachzuweisen (Achtung: nicht im 
Feuerwehrplan). Notwendige Feuerwehrflächen sowie Bewegungsflächen nach der eingeführten 
Technischen Baubestimmung „Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr“ sind im Lageplan 
maßstabsgetreu inklusiv der notwendigen Kurvenradien darzustellen. Ferner sind Brandabschnitte 
(Brandwände einzeichnen, mit Flächenangaben versehen sowie Geschossigkeit angeben), Zugänge 
(Notausgänge) und Hydranten bzw. Löschwasserentnahmestellen darzustellen.  

6. Zu berücksichtigende Belange der Feuerwehr im Brandschutznachweis 
Die öffentliche Feuerwehr in Hamburg besteht aus Einheiten der Berufsfeuerwehr und Einheiten der 
Freiwilligen Feuerwehr, deren Bedarfsplanung sich an den Empfehlungen der Arbeitsgemeinschaft der 
Leiterinnen und Leiter der Berufsfeuerwehren in Deutschland orientiert (siehe Link: 
https://www.hamburg.de/feuerwehr/4258718/agbf-schutzziel-2014).  
Entsprechend den gesetzlichen Vorgaben für eine öffentliche Feuerwehr, die nicht die Aufgaben einer 
Werkfeuerwehr für einzelne Betriebe übernehmen kann, sind im Feuerwehrgesetz die betrieblichen 
Maßnahmen dargelegt, die notwendig sein können, um eine wirksame Gefahrenabwehr bei höherem 
Gefahrenpotential der beantragten BImSchG-Anlage zu ermöglichen.  

https://www.hamburg.de/resource/blob/190274/756573efc8a47cf6a6c5d31e8c0f4e0f/bpd-5-2016-brandschutznachweise-data.pdf
https://www.hamburg.de/feuerwehr/4258718/agbf-schutzziel-2014
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Vor diesem Hintergrund sind die Prüfpunkte des § 6 Feuerwehrgesetzes im Brandschutznachweis 
additiv zu prüfen und zu bewerten. 
Die öffentliche Feuerwehr in Hamburg kann die notwendige Löschwasserrückhaltung auf 
Betriebsgrundstücken nicht sicherstellen. Dies ist Aufgabe des Betreibers und ist durch bauliche 
Vorkehrungen oder andere beispielsweise betriebliche Maßnahmen sicherzustellen. Die Festlegungen 
sind in der Regel in einem AwSV-Gutachten darzulegen, welches den Brandschutznachweis mit seinen 
Ergebnissen als Ausgangssituation nimmt. Die Prüfung und Festlegung im BImSchG-
Genehmigungsverfahren erfolgt durch die BUKEA; bei speziellen Fragestellungen stehen die 
Brandschutzgutachter der Berufsfeuerwehr der BUKEA mit Beratung zur Seite, um Schnittstellen-
probleme im Einsatz zu verhindern. Kommen mobile Löschwasserrückhaltesysteme zum Einsatz, so ist 
betrieblich sicherzustellen, dass sie im Schadenfall vor Eintreffen der öffentlichen Feuerwehr 
funktionsfähig eingesetzt sind. 
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